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Dr. MICHAEL KOHL, Staatssekretär beim Ministerrat der DDR

Das Völkerrecht muß Grundlage der Beziehungen 
zwischen der DDR und der BRD sein

Der nachstehende Beitrag ist die ergänzte Fassung 
eines Vortrages, den Dr. Kohl auf der Jahresver­
sammlung der Gesellschaft für Völkerrecht der DDR 
am 25. März 1970 gehalten hat. D. Red.

Das Treffen der Regierungschefs der DDR und der 
BRD am 19. März 1970 in Erfurt, das auf Initiative der 
Regierung der DDR zustande kam, ist ein Ergebnis der 
konsequenten Friedenspolitik der DDR. Es demon­
strierte vor aller Welt die Existenz der Deutschen 
Demokratischen Republik und der Bundesrepublik 
Deutschland als voneinander unabhängige Staaten mit 
gegensätzlicher Gesellschaftsordnung.
Mit ihrem der Regierung der BRD seit Dezember 1969 
vorliegenden Entwurf eines Vertrages über die Auf­
nahme gleichberechtigter Beziehungen zwischen der 
DDR und der BRD gab die DDR eine konstruktive 
Grundlage für die Gespräche in Erfurt. Die Delegation 
der DDR stellte, ausgehend von diesem Vertragsent­
wurf, die Grundfragen der Normalisierung der Bezie­
hungen zwischen der DDR und der BRD in den Mittel­
punkt. Sie betonte:
— Das erste Gebot ist die Sicherung des Friedens. Für 

den Frieden sind Garantien erforderlich.
— In der Deutschen Demokratischen Republik sind in 

strikter Erfüllung des Potsdamer Abkommens diese 
Garantien gegeben. In der Bundesrepublik Deutsch­
land müssen sie noch geschaffen werden.

— Die Hindernisse für die friedliche Koexistenz beider 
Staaten müssen dort beseitigt werden, wo sie er­
richtet wurden, nämlich in und von der westdeut­
schen Bundesrepublik. Verbale Friedensbeteuerun­
gen nützen nichts. Es müssen völkerrechtlich ver­
pflichtende Garantien zur Sicherung des Friedens 
gerade dort geschaffen werden, wo sich Sozialismus 
und Imperialismus in Europa — direkt vön Grenz­
pfahl zu Grenzpfahl — gegenüberstehen. Diese völ­
kerrechtlichen Garantien sind Gegenstand des Ver­
tragsentwurfs der DDR. Der Vertrag fordert von 
der Bundesrepublik Deutschland nichts, was die 
Deutsche Demokratische Republik nicht ihrerseits 
bereit wäre zu geben. Er ist ein Musterbeispiel für 
Gleichberechtigung, Nichtdiskriminierung, für ord­

nungsgemäße völkerrechtliche Beziehungen, wie sie 
zwischen souveränen Staaten üblich und gerade 
dann zwingend geboten sind, wenn es sich — wie 
im Verhältnis zwischen der DDR und der BRD — 
um Staaten mit gegensätzlicher Gesellschaftsord­
nung handelt.

Das Treffen der Regierungschefs in Erfurt war nütz­
lich. Es gab dem Vorsitzenden des Ministerrates der 
DDR, Willi Stoph, Gelegenheit, Bundeskanzler Willy 
Brandt offiziell und in aller Eindeutigkeit den Stand­
punkt der Regierung der DDR zur Normalisierung 
der Beziehungen zwischen der DDR und der BRD dar­
zulegen. Der Regierungschef der Bundesrepublik wurde 
veranlaßt, mit dem Vorsitzenden des Ministerrates un­
serer Republik Gespräche auf gleichberechtigter Ebene 
zu führen. Diese Tatsache allein ist nach 20 Jahren 
verblendeter westdeutscher Revanchepolitik, nach zwei 
Jahrzehnten des versuchten Boykotts und der Diskrimi­
nierung der DDR ein Erfolg der friedlichen Außen­
politik unserer Republik.
Das bedeutet aber nicht, daß das westdeutsche Mono­
polkapital, dessen Interessen seit dem vergangenen 
Herbst von der Regierung Brandt vertreten werden, 
seine bisherigen Zielstellungen aufgegeben hätte. Die 
Gespräche in Erfurt haben vielmehr gezeigt, daß die 
Zielsetzung der herrschenden Kreise Westdeutschlands 
unverändert fortbesteht, daß sich allerdings die Taktik 
zur Verwirklichung dieser Ziele geändert hat. In Erfurt 
standen sich die Repräsentanten zweier klassenmäßig 
diametral entgegengesetzter Staaten und' Gesellschafts­
ordnungen mit ebenso gegensätzlichen politischen Po­
sitionen gegenüber:
Auf der einen Seite die sozialistische DDR, die mit 
ihrem Vertragsentwurf über die Herstellung normaler 
gleichberechtigter Beziehungen zwischen der DDR und 
der BRD auf der Grundlage des Völkerrechts den 
Weg weist, wie im Interesse des europäischen Friedens 
zwischen den beiden Staaten Beziehungen der fried­
lichen Koexistenz herbeigeführt werden können.
Auf der anderen Seite die Regierung der kapitalisti­
schen BRD, die — trotz gewisser verbaler Beteuerun­
gen von Friedens- und Verständigungsbereitschaft — 
an dem gegen die DDR, gegen die sozialistische Gesell-
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